
Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Parteifreunde, 
 
die neue Wahlperiode hat begonnen, die Koalition 
aus CDU/CSU und FDP hat ihre Arbeit aufgenom-
men und auch für meine Bereiche im Bundestag 
gibt es neue Aufgaben: den Umwelt– und Touris-
musausschuss betreue ich weiterhin als Vollmit-
glied, den Innen– und Europaauschuss als Stellver-
tretendes Mitglied. In der AG Tourismus der 
CDU/CSU Fraktion unterstütze ich unsere Vorsitzen-
de Marlene Mortler als Stellvertretender AG-
Vorsitzender, ebenso in der AG Kommunalpolitik 
möchte ich mich nun als Stellvertretender Vorsitzen-
der noch stärker für die Interessen unserer Kommu-
nen in Berlin einsetzen. Und last but not least konn-
te ich die Funktion des Vorsitzenden des Arbeitskrei-
ses Küste unserer Bundestagsfraktion von Wolfgang 
Börnsen übernehmen. Es heißt also auch in dieser 
Wahlperiode, zupacken und mit neuer Energie für 
unsere Themen zu argumentieren, zu handeln und 
zu streiten!  
Der Start der neuen Koalition in Berlin war sicherlich 
sehr holprig. Die FDP hat noch Probleme, in der Re-
alität der Regierung anzukommen. Aber es wird 
auch deutlich, dass es innerhalb der Union eben-
falls noch genügend Kon-
fliktpotenzial gibt, für das 
wir vernünftige Lösungen 
brauchen.  
 Das Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz bedeutet zwar 
Steuermindereinnahmen, 
aber soll vor allem Dynamik 
in der Wirtschaft auslösen. 
Nur mit zusätzlichem 
Wachstum werden wir unse-
re Haushaltsprobleme auf 
allen politischen Ebenen, 
bei den Kommunen, bei den 
Ländern und beim Bund, 
lösen können. Dazu leistet 
das Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz einen wesentli-
chen Beitrag, insbesondere 
durch die Entlastung für 
Familien. Der abgesenkte 
Mehrwertsteuersatz für das 
Beherbergungswesen 
schafft hier Luft für Moder-
nisierungsinvestitionen, die 
wiederum zusätzliches 
Wachstum schaffen. Gera-
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Zusammen mit den tourismuspolitischen Sprechern aller Fraktionen disku-
tierte Ingbert Liebing über künftige Themen in der Tourismuspolitik auf dem 
Forum des Bundesverbandes für Deutsche Tourismuswirtschaft (BTW) beim 
13. Tourismusgipfel im Berliner Adlon. Kernbotschaft dabei lautete: Ein 
Neuanfang ist nicht nötig, dafür aber deutliche Kursänderungen für besse-
re Mobilität und Abbau von Bürokratie sowie bei der Ausbildung, Ferienre-
gelung und Abschaffung von Wettbewerbsbeschränkungen. 

de das tourismusstarke Land Schleswig-Holstein 
kann davon profitieren.  
 Dennoch müssen wir davon ausgehen, dass die 
weltweite Krise auch bei uns überall spürbar wird: 
aus der globalen Finanzmarktkrise droht, eine loka-
le Finanzkrise in jeder Stadt und jeder Gemeinde zu 
werden. Ein Ausweg kann nur mit Wirtschaftsauf-
schwung und Wachstum erreicht werden.  
 Auch wenn die Probleme groß sind: ich bin dank-
bar, an ihrer Lösung mitarbeiten zu dürfen. Dafür 
haben auch Sie mit Ihrer Unterstützung im Bundes-
tagswahlkampf gesorgt. Für Ihre Unterstützung 
möchte ich Ihnen ganz besonders danken. Nur so 
war das besonders gute Wahlkreisergebnis möglich. 
 
Für die Advents- und Weihnachtszeit wünsche ich 
Ihnen besinnliche Stunden im Kreise Ihrer Familien 
und für das kommende Jahr 2010 Glück, Gesund-
heit und Zufriedenheit! 
 
   Ihr 
 
                                                     
 
 
                        Ingbert Liebing, MdB  
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Umwelt: Neues zu CCS 
 
Das Thema CCS hat die Bundes- und Landtags-
wahlen bestimmt. Inzwischen wurde deutlich, 
dass Ministerpräsident Carstensen seine Wahl-
Zusagen einhält: Die neue Koalition aus CDU 
und FDP in Kiel bleibt bei ihrem Nein zu einem 
CO2-Endlager in Schleswig-Holstein. Entschei-
dend ist jedoch die Haltung der Bundesregie-
rung. Der Koalitionsvertrag zeigt, dass ihr gegen-
über noch viel Überzeugungsarbeit zu Gunsten 
schleswig-holsteinischer Interessen geleistet 
werden muss. Zunächst  gilt es zu verhindern, 
dass der vor der Sommerpause zurückgezogene 
CCS-Gesetzentwurf wieder in gleicher Form auf 
den Tisch kommt. Hier baut Liebing auf die Un-
terstützung des neuen CDU-Umweltministers 
Norbert Röttgen, den er bereits in einem ersten 
Gespräch über die ablehnende Haltung Schles-
wig-Holsteins informiert hat. Ein wichtiger Schritt 
auf dem Weg zur Verhinderung eines CO2-
Endlagers in Schleswig-Holstein und ein großer 
Erfolg für die Menschen im Norden ist die Ent-
scheidung der RWE AG, die Pläne für ein CCS-
Kraftwerk am Standort Hürth zunächst zu stop-
pen. Wird in Hürth kein CO2 abgeschieden, dann 
sind die Pläne zur CO2 -Endlagerung in Nordfries-
land hinfällig und RWE muss ihre Anträge auf 
seismische Erkundungen zurückziehen. Zu die-
sem Schritt hat Liebing den Energiekonzern 
schriftlich aufgefordert. 
 

Schaffung Nationale Küstenwache 
 
Die Koalition bekennt sich zur nationalen Küs-
tenwache. Mit der späteren Zielsetzung des Auf-
baus einer nationalen Küstenwache wollen wir 
zunächst die Kompetenzen der gegenwärtig auf 
See zuständigen Bundesbehörden zusammen-
führen. Dies entspricht genau der Position, die 
die Unionsfraktion in der vergangenen Wahlperi-
ode in die Beratung des Deutschen Bundesta-
ges eingebracht hatte, dass zunächst die Voll-
zugseinheiten des Bundes auf See integriert 
werden sollen. Darüber hinaus bekennt sich die 
Koalition zu dem Ziel einer nationalen Küsten-
wache unter Einbeziehung der Bundesländer, 
was zurzeit aber am Widerstand der Länder, 
insbesondere aus Niedersachsen, scheitert. 
 Die Einigung der neuen Koalition bringt uns so-
weit voran auf dem Weg hin zu einer nationalen 
Küstenwache, wie dies bisher nie zuvor der Fall 
gewesen ist. Es ist wichtig, dass dies jetzt mit 
Konsequenz voran gebracht wird. 
 
 

Tourismus: Für 7 Prozent Regelung! 
Die wichtigsten Aussagen im Koalitionsvertrag 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird sich dafür 
einsetzen, den Tourismusstandort Deutschland zu 
stärken und zusätzliche Wachstumspotentiale der 
Tourismuswirtschaft als Jobmotor der Zukunft 
freizusetzen. Dazu sollen die touristischen Rah-
menbedingungen verbessert und die Tourismus-
politischen Leitlinien der Bundesregierung fortent-
wickelt werden. 
 
Außerdem ist geplant:  
 
• Wettbewerbsverzerrungen und Bürokratiebe-
lastungen werden so weit wie möglich reduziert. 
Die Regelungen zur Mehrwertsteuer werden auch 
mit Blick auf Belastungen für den Tourismus und 
dessen europäische Wettbewerbssituation struk-
turell überprüft. Diese Position hat Liebing auch 
auf dem Forum der Tourismuspolitischen Spre-
cher beim 13. Tourismusgipfel im Berliner Adlon 
des Bundesverbandes für Deutsche Tourismus-
wirtschaft (BTW)  vertreten. 
  
•  Investitionen in touristische Einrichtungen 

werden gefördert. Dazu wird das vorhandene 
Instrumentarium genutzt und gegebenenfalls 
optimiert. Ausbildungshemmnisse im Gastge-
werbe werden durch ein flexibleres Jugendar-
beitsschutzgesetz abgebaut. Die Mittel für die 
Deutsche Zentrale für Tourismus werden auf 
hohem Niveau stabilisiert sowie der Messe- 
und Kongressstandort Deutschland gestärkt. 

• Wir verankern das Ziel der Barrierefreiheit 
stärker in allen Bereichen, vernetzen Kultur und 
Tourismus enger, erstellen eine Tourismuskon-
zeption für den ländlichen Raum, verbessern die 
Rahmenbedingungen für Kurorte und Heilbäder 
und prüfen eine Neuregelung der Kabelweiterlei-
tung (Urheberrecht) zugunsten von Hotels, die 
derzeit noch extra Kabelgebühren entrichten müs-
sen. 
• Die Bund-Länder-Zusammenarbeit wird inten-
siviert mit dem Ziel, Verbesserungen bei den in 
der Länderzuständigkeit liegenden Rahmenbedin-
gungen zu erreichen, wie z. B. bei den Gaststät-
tengesetzen, Entlastungen bei den Rundfunkge-
bühren sowie eine Ausweitung des Gesamtzeit-
raums der Sommerferien. 
 
Erstmalig wird dem Tourismus ein eigenes Kapitel 
in einem Koalitionsvertrag gewidmet. Insgesamt 
wird dieser Vertrag in der Tourismusbranche sehr 
positiv bewertet. 
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Neues zu Minderheiten — Kreditvergabe erleichtern—Kommunales 

Beachtlicher Wahlerfolg der Schleswigschen Partei 
und der deutschen Minderheit in Dänemark  

 Über das sehr gute Abschneiden der Schleswig-
schen Partei (SP) und den damit verbundenen Er-
folg für die deutsche Minderheit in Nordschleswig 
freut sich  Ingbert Liebing. Die Partei hat im Ver-
gleich zur letzten Kommunalwahl fast 1.000 Stim-
men mehr erhalten. Glückwünsche gehen an die 
Mandatsträger in Tondern, in Hadersleben, wo Uwe 
Jessen sein Ergänzungsmandat diesmal in ein voll 
stimmberechtigtes Mandat umwandeln konnte und 
an die Westküste, wo die SP an Stimmen zugelegt 
hat. Damit zeigt die deutsche Minderheit, dass sie 
eine erfolgreiche Politik betreibt und die Interessen 
der Menschen kennt.  
 
Liebing für Minderheitenpolitik engagiert  
 
Für die CDU/CSU-Fraktion kümmert sich Liebing 
weiter um die Friesen, Dänen und Nordschleswiger 
und setzt damit die schon in der letzten Wahlperio-
de begonnene Arbeit fort. Erst kürzlich nahm Ing-
bert Liebing am Deutschen Tag der Minderheiten in 
Tingleff teil. Bei einem Informationsgespräch in der 
Deutschen Nachschule Tingleff und anschließender 
Festveranstaltung erfuhr er den neuesten Stand in 
Sachen der deutschen Nordschleswiger. Als neues 
Mitglied im Vorstand  des ECMI (European Center 
for Minority Issues), welches Minderheiten in ganz 
Europa unterstützt und auch mit neuesten For-
schungen zum Thema von sich reden macht, ist für 
Ingbert Liebing eine neue Aufgabe auf dem Gebiet 
der Minderheiten hinzugekommen.  
Thema Minderheitenkommissar: In einem Schrei-
ben an die Bundeskanzlerin Angela Merkel unter-
stützt Liebing die Schaffung des Postens eines EU-
Minderheitenkommissars. Es ist dringend ange-
bracht, dass die Europäische Union in Fragen der 
autochthonen Minderheiten Farbe bekennt. Mit 
dem Lissabon-Vertrag und der neuen Zusammen-
setzung der EU-Kommission bieten sich dort 
 Möglichkeiten - die gilt es zu nutzen. 
  
KfW Mittelvergabe an Unternehmen 
Immer wieder kommt es zu Problemen bei der Kre-
ditvergabe durch Banken. Daher beabsichtigt die 
neue Bundesregierung, auch mit Hilfe des zuständi-
gen Bundeswirtschaftsministeriums und der damit 
betrauten Fachabteilung für Mittelstandsfinanzie-
rung, für eine Verbesserung der konjunkturellen 
Sonderprogramme zu sorgen. Entsprechende Ziel-
setzungen sind in der Koalition vereinbart worden. 
Die Kreditvergabepraxis der Banken bleibt ein Är-
gernis, gerade nachdem für den Finanzsektor alle 
möglichen Hilfestellungen gegeben wurden. 
 

 Von dem Programmvolumen des KfW -
Sonderprogramms von über 40 Milliarden Euro 
sind erst gut 7 % bewilligt worden. Dies zeigt, dass 
das Programm noch immer keine durchgreifende 
Akzeptanz bei Kreditinstituten und Unternehmen 
gefunden hat und es einen gewaltigen 
Handlungsbedarf gibt. 
 Bei den Globaldarlehen soll das Thema Haftungsfrei-
stellung für die Banken auf die Tagesordnung gesetzt 
werden, auch die Frage nach der Sicherheit für die 
Kredite, die derzeit in der Zuständigkeit der Haus-
bank liegt, wird als eine Hürde erkannt. Auch hier soll 
eine Überprüfung vorgenommen werden. Es gibt im 
Bundeswirtschaftsministerium eine Informationshot-
line zu Finanzthemen unter der Nummer: 0228-
99615-4734. 
 Auch auf Länderebene wird das Thema diskutiert: 
unser Wirtschaftsministerium in Kiel kümmert sich 
auch um schwierige Fälle, die das KfW Sonderpro-
gramm betreffen. Auch wir in Schleswig-Holstein ha-
ben zwei Anlaufstellen, die sich um derartige Prob-
lemfälle bezüglich des kfW-Sonderprogramms küm-
mern. Zum einen ist es das Mittelstandsbüro im Kie-
ler Wirtschaftsministerium, Tel: 0431-988-4596, 
zum anderen Herr Rolf Kraemer, zuständig für das 
KfW-Sonderprogramm und Unternehmensfinanzie-
rung im Wirtschaftsministerium Kiel, erreichbar fol-
gendermaßen: 
 Rolf Kraemer 
Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und 
Verkehr des Landes Schleswig-Holstein 
Tel.: 0431 988-4583   Fax: 0431 988 617 4583 
E-Mail: rolf.kraemer@wimi.landsh.de. 
 
Neues zu Optionskommunen, SGB II und 
Arbeitsgemeinschaften 
 
Für den Optionskreis Nordfriesland gibt es grünes 
Licht: die Koalition hat sich darauf verständigt, dass 
die 69 Optionskreise, die die Betreuung und Vermitt-
lung von Langzeitarbeitslosen ohne Bundesagentur 
für Arbeit alleine wahrnehmen, dies auf Dauer tun 
können. Die Befristung auf Ende 2010 wird aufgeho-
ben. Für die Arbeitsagenturen hat sich die Koalition 
grundsätzlich auf die getrennte Aufgabenwahrneh-
mung verständigt. Allerdings soll durch freiwillige 
Kooperationen versucht werden, so viel wie möglich 
Doppelarbeiten zu vermeiden. Dies widerspricht aller-
dings der bisherigen Zielsetzung der Union, Hilfen 
aus einer Hand zu gewährleisten. Hier bleibt noch 
deutlicher Diskussionsbedarf. 
 Darüber hinaus bleibt es das Ziel, auch den Kreisen, 
die es wollen, die eigenständige Aufgabenwahrneh-
mung als Optionskreis zu ermöglichen. Hier sind 
noch schwierige verfassungsrechtliche Probleme 
abzuarbeiten. 
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Kommunalrelevante Vorhaben der Koalition in Berlin 

Berlin 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
K (030) 227 – 71 173 
M (030) 227 – 76 142 
x ingbert.liebing@bundestag.de 
 
Ansprechpartner: 
Sophie Brachvogel, Silke Stallkamp, Regine 
Sternebeck 
 
 
 
 

Wahlkreisbüro Nordfriesland 
Johanna Papke, Katrin Jensen, Hannes 
Fuhrig 
Heckenweg 1 
25813 Husum 
K (04841) 90553-15 
M (04841) 90553-29 
x ingbert.liebing@wk.bundestag.de 
 

Wahlkreisbüro Dithmarschen-Nord 
Anne Ohlsen 
Hamburger Str. 7 
25746 Heide 
K (0481) 34 06 
M (0481) 53 82 
x service@cdu-dithmarschen.de 

Kontakt  Ingbert Liebing  | Mitglied des Deutschen Bundestages 
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Eine kommunalfreundliche Hand-
schrift zieht sich durch den Koali-
tionsvertrag:  
Bekenntnis zur kommunalen 
Selbstverwaltung und ihrer not-
wendigen Stärkung, Sicherung 
der finanziellen Handlungsfähig-
keit von Städten und Gemeinden, 
Entlastungen von bürokratischen 
Auflagen sowie Erleichterung bei 
Planungsabläufen sind einige der 
vereinbarten Handlungsfelder.  
 
Wichtig: Eine Kommission 
„Gemeindefinanzreform“ 
wird konkrete Vorschläge 
erarbeiten. Die Gewerbe-
steuer steht solange nicht 
zur Disposition, wie es kei-
ne besseren Vorschläge 
gibt.  
 
Die Koalition will ihre 
Pläne in enger Zusam-
menarbeit mit den Kom-
munen umsetzen. Dies 
gilt unter anderem auch 
für folgende Bereiche: 
 
 
• Städtebauförderung 
• Arbeitsmarkt bzw. 

Aufgabenwahrneh-
mung für die Betreu-
ung und Vermittlung 
von Langzeitarbeits-
losen 

 
• Integrationspolitik voran-

treiben 
 
• Naturschutz und Flächen-

verwaltung bzw Gestal-
tung  

 
• Kinderbetreuung und 

Jugendschutz ausbauen 
und verbessern 

 

• Vergaberecht soll verein-
facht werden, transparen-
tere und unbürokratische 
Verfahren werden ange-
strebt 

 
• Wettbewerbsgleichheit 

zwischen öffentlichen und 
privaten Unternehmen, 
ohne dass dies zu Steuer– 
oder Abgabenerhöhungen 
führt. 

Die erste Besuchergruppe nach der Bundestagswahl aus dem Wahlkreis 
Nordfriesland und Dithmarschen Nord begrüßte Ingbert Liebing im Novem-
ber dieses Jahres in der Kuppel des Reichstagsgebäudes in Berlin: „Schön, 
dass ich Ihnen einmal vor Ort die Berliner Politik erklären kann“, freut sich 
Liebing. Auch der 50köpfigen Gruppe hat die 3-tägige Reise überaus gut 
gefallen: „Wir kommen gern einmal wieder.“ 


